
Antrag: Vereinfachte Anerkennung ausländischer Qualifikationen und Integration von 

Geflüchteten 
 
AntragstellerInnen: AG Migration und Vielfalt & AGS Brandenburg. 
 
 

Die SPD-geführte Landesregierung und die SPD-Landtagsfraktion werden gebeten, sich dafür 
einzusetzen, die Anerkennungsverfahren für ausländische Qualifikationen ganzheitlich zu verbessern. 
Dies beinhaltet: 
 

 Eine zentrale Anlaufstelle in der Landesregierung (Ministerium) zur Standardisierung und 
Digitalisierung der Anerkennungsprozesse zu schaffen, um die Anerkennungsverfahren für 

ausländische Qualifikationen zu vereinfachen und zu beschleunigen.  

 Multilinguale Unterlagen: Ermöglichung der Einreichung von Unterlagen in Englisch oder 
Französisch; vorübergehende Akzeptanz fehlender Sprachzeugnisse mit befristeter 
Genehmigung.  

 Bündelung der Zuständigkeiten: Zusammenführung der Zuständigkeiten in der 

Landesregierung, um Verfahren zu vereinheitlichen und zu beschleunigen.  

  Meister*innen- und Techniker+innenprüfungen bzw. Nachprüfungen in verschiedenen 
Sprachen anbieten.  

  Förderung von 6-monatigen Praktika in Betrieben mit begleitenden Deutschkursen und 

anschließender Bewertung der Fähigkeiten.  Eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitsagenturen, Jobcentern, Bildungseinrichtungen und Unternehmen ist eine sinnvolle und 
effektive Vorgehensweise, um diese Förderung umzusetzen. 

 Integration durch Qualifikation: Schnelle Anerkennung beruflicher Qualifikationen und 
Anpassung an deutsche Standards durch effektive Fortbildungen und Praktika.  

  Förderung der Berufsorientierung: Maßnahmen zur Förderung der Berufsorientierung für 

Geflüchtete, um sie besser auf die Anforderungen des deutschen Arbeitsmarktes 
vorzubereiten. – 

 Vereinfachte Ausbildungsanerkennung: Schaffung einer effizienten und transparenten 
Struktur für die Anerkennung ausländischer Ausbildungen, inklusive individueller Beratung 

und beschränkter Nachschulungen.  

  Kostengerechte Verteilung: Gebündelte Zuständigkeiten und kostengerechte Verteilung 
zwischen Bund, Ländern, Kommunen und Antragstellenden für eine effiziente und faire 
Umsetzung. 

 
Begründung: 

 
Insgesamt zielen diese Maßnahmen darauf ab, die Wertschätzung und den Respekt für im Ausland 
erworbene Ausbildungen und Qualifikationen zu stärken und den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt 
zu erleichtern. 

 


